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m Jahr 2009 hat die SANA 
AG die „Regio-Kliniken” des 
Kreises Pinneberg gekauft. 

Der Sana-Konzern gehört den pro-
fitorientierten privaten Kranken-
versicherungen DKV, Signal-Idu-
na, Allianz, u. Debeka mit bundes-
weit 52 Krankenhäusern, 32.000 
Beschäftigten und 23 Tochterge-
sellschaften und Dienstleistungs-
bereichen. Der Verkauf der Kran-
kenhäuser des Kreises, also die 
Privatisierung, ging 2009 nicht 
ohne Widerspruch über die „Büh-
ne”. Die Durchführung eines Bür-
gerbegehrens wurde nur mit we-
nigen Unterschriften für die Zulas-
sung verfehlt. Der Widerstand ge-
gen den Verkauf hat aber bewirkt, 
dass der Kreis Pinneberg mit 25 
Prozent und einem Vetorecht an 
den Kliniken beteiligt blieb.

 In den letzten Jahren sind 
kreisweite Verschlechterungen 
durchgesetzt worden. 2007 wur-
de die Geburtenstation in Elms-
horn geschlossen. 2015 fanden 
unter Protest der Beschäftigten 
Mitarbeiterauslagerungen in so-
genannte Dienstleistungstöchter 
mit schlechteren Arbeitsbedin-
gungen statt. Das zu den Kliniken 
gehörende Alten- und Pflege-
heim in Kummerfeld wurde 2017 
geschlossen und abgerissen. 

Krankenhäuser in Pinneberg und Elmshorn sollen geschlossen werden

Sana-Konzern plant Zentralklinik

2018 wurde die Klinik Uetersen 
abgerissen. Die Klinik Wedel wur-
de 2020 geschlossen. 

Jetzt will die Sana AG die 
Kliniken Elmshorn und Pinneberg 
schließen und als Ersatz ein neu-
es Zentralkrankenhaus im Norden
Pinneberg bauen. Erste Entschei-
dungen auch für den Standort 
sollen schon im Frühjahr 2022 
fallen. Danach sollen 5 Jahre Pla-
nung und 5 Jahre Bauzeit folgen. 
Veranschlagte Neubaukosten be-
tragen ca. 400 Mio. Euro – aus 

Steuermittel des Landes bezu-
schusst. In einem Gutachten der
Landesregierung SH zur statio-
nären Versorgung im Kreis Pinne-
berg wird der Plan für das Vor-
haben unterstützt. Das Gutach-
ten sieht Synergieeffekte durch 
den Zusammenschluss der sich 
heute an beiden Standorten über-
lappenden Fachbereiche. Außer-
dem durch die Reduzierung von 
Doppelvorhaltungen für die Ver-
sorgung von Notfällen. Ziel ist 
es, die Gewinne der Sana AG zu 

I

Stadtbücherei: Aufgeschoben oder Aufgehoben?
E inen Artikel zur Situation 

unserer Stadtbücherei wä-
re im Grunde schnell ge-

schrieben, der Text müsste einfach
lauten: „Es tut sich nichts“. Dabei 
waren wir schon mal optimisti-
scher. Nachdem u. a. schon die 
BALL-Zeitung vom Februar 2017 
über eine sicherheitstechnische 
Begehung berichtet hatte, die 
dringenden Handlungsbedarf bei 
Räumen und Ausstattung fest-
stellte, gab es zunächst positive 
Beschlüsse der Stadtvertretung. 
Die weitere Entwicklung lässt sich

 in Kurzform gut an Überschriften 
der Barmstedter Zeitung in den 
letzten vier Jahre darstellen: 
„Barmstedter Politiker sagen Ja 
zu einem Neubau“ (09/2018),
 „Bücherei darf umziehen“ (09/

2018), „Bücherei soll in die Innen-
stadt“ (11/2018) und schließlich
leider „Bücherei-Leiterin Sabine 
Jülich ist verzweifelt“ (07/2021).
     Diese Verzweiflung ist absolut 
nachvollziehbar, sind doch die miss-
lichen Verhältnisse unserer Stadt-
bücherei in Politik und Verwal-
tung durch regelmäßige Berichte 
seit mindestens 14 Jahren be-
kannt. Die Empfehlungen des Bü-
chereivereins Schleswig-Holstein 
sehen für die Barmstedter Stadt-
bücherei eine Gesamtfläche von 
678 m2 vor. Die Räumlichkeiten 
am Holstenring belaufen sich auf 
gerade mal 257 m2. Im Interview 
mit der „BZ“ spricht Frau Jülich
von mindestens benötigten 650 m2. 
Auch angesichts dieser Zahlen 
wirkt es verfehlt, wenn der Barm-
stedter CDU-Vorsitzende in seiner 
jüngsten Haushaltsrede in Bezug 
auf die Stadtbücherei anführt: 
„Pläne von einem überdimensio-
nierten skandinavischen Modell
passen nicht zur Größe Barmstedts

Verkehr in der Reichenstrasse
esonders in der Hauptverkehrszeit herrscht in der Reichen-
straße ein ziemliches Chaos. Fußgänger, Radfahrer und 
Autos kommen sich regelmäßig in die Quere. Kaum ein PKW 

hält sich an die 20 km/h-Beschränkung, und das Halteverbot wird 
missachtet. Weist man Falschparker freundlich darauf hin, dass 
sie ein Hinderniss besonders für (ältere) Menschen mit Gehbehin-
derung oder Menschen mit Kinderwagen oder -karre darstellen, 
wird man beschimpft. An die Einsicht von Verkehrsteilnehmern zu 
appellieren fruchtet nur sehr begrenzt. Da die Polizei keine Kapa-
zitäten frei hat, den „ruhenden Verkehr“ zu überprüfen, will die 
Stadtverwaltung dieses übernehmen. Dafür sollten 5 Wochenstun-
den bereit gestellt werden. Lediglich ein Tropfen auf den heißen 
Stein – aber immerhin. Fehlt nur noch, dass Schilder aufgestellt 
werden, wann kontrolliert wird.

B

erhöhen, dafür müssen „Kosten” 
niedrig gehalten werden durch 
Maßnahmen, die sich an den Zie-
len der Bundesgesundheitspolitik
(sog. Krankenhaus-Strukturre-
form) orientieren. Diese sieht 
Auslagerungen von Versorgungs-
angeboten, die laut „Fallpauscha-
len” nur geringe Vergütungen für 
die Kliniken erbringen können, in 
ambulante Einrichtungen und
Arztpraxen vor. Diese fehlen aber 
oder können heute schon den Be-
darfen der Bevölkerung wegen

Überlastung nicht gerecht wer-
den. Die Bundesregierung unter-
stützt weitere Schließungen von 
Krankenhäusern und den Bau 
von Zentralkliniken. Die heute 
ca. 1914 Krankenhäuser bundes-
weit sollen zukünftig auf ca. 700 
Kliniken zusammengeschrumpft 
werden. 

Dass es auch anders geht, zei-
gen z. B. die kommunalen West-
küstenkliniken Dithmarschen mit 
den Standorten in Heide und Bruns-
büttel sowie die Kliniken in Rends-
burg und Eckernförde. Hier konn-
ten jeweils beide Standorte für 
eine flächendeckende medizini-
sche Versorgung erhalten bleiben.

Gegen die Absicht der Bun-
desgesundheitspolitik, Kliniken 
im Rahmen von Umstrukturierun-
gen zu schließen, formiert sich 
Widerstand. Auch im Kreis Pinne-
berg gibt es eine Initiativgruppe 
des bundesweiten Bündnisses 
Klinikrettung. Wie in vielen Or-
ten setzt sich die Initiativgruppe 
dafür ein, dass die Gesundheits-
versorgung flächendeckend
nicht verschlechtert wird. Die 
kreisweite Gruppe fordert: Statt 
eine Zentralklinik neu zu bauen, 
sollten die jetzigen Standorte um- 
und ausgebaut werden. 
     Die BALL wird Vertreter der 
Gruppe zeitnah zu einer Veran-
staltung in Barmstedt einladen, 
um über Alternativen zu den 
Sana AG-Plänen zu informieren.
www.gemeingut.org/schwerpunkt-
thema-privatisierung-stoppen

und scheitern an den erwartba-
ren Kosten“. Die CDU übernimmt 
nicht nur hier mit politischer Pole-
mik allzu gerne die Rolle des seri-
ösen Kassenwartes, dazu passt 
auch der in den Haushalt einge-
brachte Sperrvermerk für die Pla-
nungskosten einer möglichen neu-
en Stadtbücherei. Leider verlieren 
die selbsternannten Haushalts-
wächter hier ihre kulturelle und 
soziale Verantwortung für die 
Barmstedter Bürgerinnen und Bür-
ger sowie die Fürsorgepflicht für 
die kommunalen Angestellten in 

der Stadtbücherei aus den Augen.
     Wertschätzung für ihre Arbeit 
erhielten Frau Jülich und ihr Team 
derweil von anderer Stelle, denn 
Barmstedt ist eine von nur zwei 
schleswig-holsteinischen Kommu-
nen, die aus dem Soforthilfepro-
gramm der Bundesregierung für 
Kultur in ländlichen Räumen För-
dermittel für die Digitalisierung 
erhalten hat. Von knapp 30.000 
Euro Gesamtkosten stammen 
22.000 Euro vom Bund. 

Dass eine Stadtbücherei mit 
angemessener und zeitgemäßer

Ausstattung in Bezug auf Nut-
zung und Arbeitsbedingungen 
nicht zum Schnäppchenpreis zu 
kriegen sein wird, war uns von 
Anfang an klar. Wir sehen aber 
auch, was eine zeitgemäße Bib-
liothek mit hoher Aufenthaltsqua-
lität und einem breiten Angebot 
für die Lebensqualität und damit 
auch für die Attraktivität Barmstedts
bedeutet. Auch aus dieser Über-
legung unterstützen wir einen 
Büchereineubau mit Wohnungen 
am Wischhof und die Streichung 
des Sperrvermerks für die Pla-
nungskosten. Nachdem Herr
Rathjens der Stadt über ein Inter-
view im Hamburger Abendblatt 
(11.10.2021) mit dem Ausstieg 
aus dem Projekt „ehemaliges 
REWE-Areal“ gedroht hat, ist die 
Planung an einem neuen Standort 
zeitlich sicherlich unbefriedigend, 
aber dennoch der richtige Schritt.
Sie wollen die Stadtbücherei unterstützen?
Seit 2018 gibt es einen Förderverein! 
Informationen dazu erhalten Sie direkt in der 
Stadtbücherei oder auf deren Homepage.

ahrer von alten Dieselautos sollen eine Prämie zum Kauf eines 
neuen Wagens erhalten. In 14 besonders betroffenen Städten 
sollen die PKW alternativ mit Hardware nachgerüstet wer-

den. Mit diesem Kompromiss macht sich die Bundesregierung ein-
mal mehr zum Gehilfen der Autoindustrie. Auf einen Teil der Kosten 
werden die Besitzer der Autos auf jeden Fall sitzen bleiben. Und die 
Kosten, die bei den Herstellern anfallen, können diese auch noch von 
der Steuer absetzen. Das heißt: wir alle bezahlen für den Betrug!
Richtig wäre: Die Industrie trägt alle Kosten allein und diese dürfen 
nicht gewinnmindernd von der Steuerlast abgesetzt werden.
Kleine Wette: Wenn Herr Scheuer nicht mehr Verkehrsminister ist, 
kriegt er einen Posten bei der Autoindustrie – wie mehrere „christ-
liche“ Politiker vor ihm auch?
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ie Stadt Barmstedt 
hatte vom Land aus 
einem Fonds zur För-

derung des Sportstättenbaus 
250.000,– Euro zweckgebun-
den für den Bau des Kunstra-
senplatzes an der Düsterlohe 
erhalten. Ursprünglich bestand 
bei der Stadt die Absicht nur 
141.900,– Euro dieser Gelder 
an den SSV Rantzau als Erbau-
er der Anlage weiter zu leiten. 
108.100,– Euro sollten in die 
Stadtkasse abgezweigt wer-
den, um damit den vor langem 
bereits gezahlten Pflichtanteil 
der Stadt (108.100,– Euro bzw. 
20 % der Baukosten) sich vom 
Land rückerstatten zu lassen. 
Dagegen hatte rechtzeitig der 
SSV Rantzau in einer Stellung-
nahme protestiert. Der Verein 
wies darauf hin, dass die Lan-
desmittel dazu dienen den 
Sportplatzbau zu unterstützen. 
Sie sind nicht dafür gedacht, 
dass die Stadt sich faktisch aus
ihrem Pflichtanteil von 20 Pro-
zent der Baukosten zurück-
zieht. Diese Auffassung wurde 
auch von BALL, SPD, FWB und
CDU vertreten, und so be-
schlossen sie auf der Stadtver-
tretersitzung am 25.9.2018 
insgesamt 216.900,– Euro der 
Landesmittel direkt an den 
SSV Rantzau für den Bau des 
Kunstrasens weiter zu leiten. 
Die restlichen 33.100,– Euro der
Landesmittel bleiben bei der 
Stadt, um ggf. eine marode Ent-
wässerungsleitung bei den Sport-
plätzen zu sanieren. Inzwischen 
ist die neue Anlage fertig ge-
stellt und erfährt viel Bewunde-
rung und Anerkennung. 

Abzweigung
von Landes-
mitteln
verhindert it dem in am 25.9.2018 

gefassten Beschluss 
der Stadtvertretung, 

neue Räumlichkeiten für die 
Stadtbücherei vorzusehen, kommt
langsam Bewegung in eine gera-
dezu unendliche Geschichte. Die 
Situation der Bücherei ist dabei 
seit langem bekannt, u. a. haben 
wir auch in der BALL-Zeitung 
vom März 2017 über ein im No-
vember 2016 durchgeführtes 
sicherheitstechnische Begehung 
der Bücherei berichtet, die mit 
dem Fazit endet: „In jedem Fall 
besteht dringender Handlungs-
bedarf, um gesundheitl iche 
Beeinträchtigungen und Gefähr-
dungen zu reduzieren.“

Die grundsätzlichen Proble-
me bestehen dabei schon viel 
länger, die Vorgängerin der Bü-
chereileiterin Frau Jülich, Frau 
Keller stellte u. a . bereits im 
Jahresbericht 2004 fest: „Die 
auch in den Vorjahren beklagte 
Raum-, EDV- und Personalbela-
stungs-Situation besteht weiter 
[…]“. Die Empfehlungen des Bü-
chereivereins Schleswig-Holstein 
sehen für eine Einwohnerzahl

von 10.000 und der vorhan-
denen Anzahl von ca. 22.500 
Medien eine Gesamtfläche von 

M
D

Stadtvertretung fast Grundsatzbeschluss

Neue Räumlichkeiten für die Stadtbücherei

678 m2 vor. Die Räumlichkeiten 
der Barmstedter Stadtbücherei 
belaufen sich auf gerade mal 
257 m2.

Noch im letzten Jahr klangen 
die Einlassung einer anderen 
Rathaus-Fraktion, man habe 
doch in den letzten Jahren inves-
tiert und das müsse doch auch 
erstmal reichen, fast höhnisch, 
denn eine Klimaanlage, ein neu-
er Fußboden und neue Regale 
tragen kaum zu einer Vergröße-
rung der Räume bei, zumal es 
seit letztem Jahr schon wieder 
Schwierigkeiten mit der Akustik-
decke und dem Flachdach gab.

Unter vorgehaltener Hand 
mag sich der ein oder andere 
Fachbereichsmitarbeiter sicher 
schon mal gefragt haben, wa-
rum in das auf dem Heizungs-
keller für die „Holstenring-
Hochhäuser“ errichtete und am 
1.10.1969 eingeweihte Gebäude 
überhaupt noch investiert wur-
de. Ist doch seit mindestens 15 
Jahren (s. o.) klar, dass es für 
eine zeitgemäße Stadtbücherei 
zu klein ist.

Die nun erzielte Einigung in 
der Stadtvertretung ist daher 
ein gutes Signal, auch wenn sich 
Frau Jülich im Interview mit der 

„Barmstedter Zeitung“ „etwas 
Konkreteres“ gewünscht hätte. 
Dieser Wunsch ist nachvollzieh-
bar, denn auch die BALL sieht 
die Bücherei als Bestandteil 
der Stadtentwicklung und eine 
vernünftige Finanzierung und 
Ausstattung im Bildungs- und 
Sozialwesen als Voraussetzung 
für ein lebendiges, kulturelles, 
demokratisches und soziales 
Miteinander und damit letztlich 
auch Bedingung für wirtschaft-
liche Entwicklung.

Für die Konkretisierung der 
Pläne für eine neue Bücherei 
werden auch die Planungen für

das ehemalige REWE-Gelände 
am Küsterkamp eine Rolle spie-
len können, denn eine Ansied-
lung der Bücherei in der Innen-
stadt ist eine denkbare und aus 
unserer Sicht auch wünschens-
werte Möglichkeit.

Sie wollen die Stadtbüche-
rei unterstützen? Seit kur-
zem gibt es einen Förder-
verein! Informationen da-
zu erhalten Sie direkt in 
der Stadtbücherei.

F

Diesel-Kompromiss:
Da lacht die Autoindustrie

dass Engagement in Barmstedt 
nicht über die Weihnachtsferien 
hinaus zu verlängern, wenn bis 

dahin nicht mindestens 100 
Essen pro Tag verkauft werden. 
Von dieser Zahl sind sie mit 
derzeit täglich 50 Essen noch 
weit entfernt. 

Die BALL wird sich dafür ein-
setzen, dass es auch zukünftig 
ein gesundes und bezahlbares 
Frühstücks- und Mittagsange-
bot an der GSS für Schüler und 
Lehrer gibt. Hierfür müssen Ge-
spräche mit dem Schulverein, IN 
VIA und weiteren potentiellen 
Trägern geführt werden.

Auch am Carl-Friedrich-von-
Weizsäcker-Gymnasium gab es 
Probleme. Nachdem dort im 
letzten Schuljahr die Anzahl 
der freiwilligen Helfer aufgrund 
des zeitgleichen Abgangs von 

Zukunft der Mensa an der GSS ungewiss

Info-Coupon:
❑  Ich interssiere mich 
     für die Arbeit  der BALL
     und wünsche weiteres
     Info-Material .

❑  Ich bitte um ein  
     persönliches Gespräch.

Name

Vorname

Straße

Einsenden an: Helmut Welk,
Nappenhorn 29 · 25355 Barmstedt

N achdem der Schulverein 
der Gottfried-Semper-
Schule in der ersten 

Sommerferienwoche dieses 
Jahrs die Trägerschaft für die 
Schulmensa and der Gemein-
schafts-Schule gekündigt hat , 
ist die Stadt auf der Suche nach 
einer geeigneten Lösung für 
das laufende Schuljahr und die 
Zukunft. Zwar konnte durch das 
schnelle Handeln der Verwal-
tung kurzfristig der Verein IN 
VIA e.V. aus Hamburg einsprin-
gen und die Schüler weiterhin 
mit Mittagessen versorgen; aber 
leider gibt es in der Mensa bis 
auf weiteres kein Frühstück zu 
erwerben. Des Weiteren hat 
IN VIA bereits angekündigt , 

2 Schuljahrgängen stark zurück 
ging, musste eine weitere Ar-
beitskraft auf 450,– Euro Basis 
eingestellt werden. Dies führte 
zu einem Defizit im letzten 
Schuljahr, welches größtenteils 
durch Spenden und aus eigenen 
finanziellen Mitteln ausgegli-
chen werden konnte. Übrig blieb 
am Ende ein Defizit von 2000,– 
Euro, das nach einstimmigem
Beschluss des Ausschusses für
Schule, Sport und Kultur vom 
10.09.2018 von der Stadt aus-
geglichen wird. Der Verein Pau-
sentreff schaut trotz der Schwie-
rigkeiten im vergangenen Schul-
jahr optimistisch in die Zukunft: 
Es engagieren sich wieder mehr 
ehrenamtlichen Helfer und durch 

Henrik Pünner
Hauptausschuss

leichte Preiserhöhungen sind 
die Prognosen durchweg positiv. 
Die BALL wird auch zukünftig 
das Engagement des Vereins 
Pausentreff unterstützen. 
Er leistet seit vielen Jahren 
hervorragende Arbeit und ver-
sorgt die Schüler und Lehrer des

Gymnasiums und der James-
Krüss-Schule mit leckerem und 
frisch zubereitetem Frühstück 
und Mittagessen.

Britt 
Schölermann
Ausschuss f. Kultur
Schule und Sport

ahrer von alten Dieselautos sollen eine Prämie zum Kauf eines 
neuen Wagens erhalten. In 14 besonders betroffenen Städten 
sollen die PKW alternativ mit Hardware nachgerüstet wer-

den. Mit diesem Kompromiss macht sich die Bundesregierung ein-
mal mehr zum Gehilfen der Autoindustrie. Auf einen Teil der Kosten 
werden die Besitzer der Autos auf jeden Fall sitzen bleiben. Und die 
Kosten, die bei den Herstellern anfallen, können diese auch noch von 
der Steuer absetzen. Das heißt: wir alle bezahlen für den Betrug!
Richtig wäre: Die Industrie trägt alle Kosten allein und diese dürfen 
nicht gewinnmindernd von der Steuerlast abgesetzt werden.
Kleine Wette: Wenn Herr Scheuer nicht mehr Verkehrsminister ist, 
kriegt er einen Posten bei der Autoindustrie – wie mehrere „christ-
liche“ Politiker vor ihm auch?
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rung der Räume bei, zumal es 
seit letztem Jahr schon wieder 
Schwierigkeiten mit der Akustik-
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mag sich der ein oder andere 
Fachbereichsmitarbeiter sicher 
schon mal gefragt haben, wa-
rum in das auf dem Heizungs-
keller für die „Holstenring-
Hochhäuser“ errichtete und am 
1.10.1969 eingeweihte Gebäude 
überhaupt noch investiert wur-
de. Ist doch seit mindestens 15 
Jahren (s. o.) klar, dass es für 
eine zeitgemäße Stadtbücherei 
zu klein ist.

Die nun erzielte Einigung in 
der Stadtvertretung ist daher 
ein gutes Signal, auch wenn sich 
Frau Jülich im Interview mit der 

„Barmstedter Zeitung“ „etwas 
Konkreteres“ gewünscht hätte. 
Dieser Wunsch ist nachvollzieh-
bar, denn auch die BALL sieht 
die Bücherei als Bestandteil 
der Stadtentwicklung und eine 
vernünftige Finanzierung und 
Ausstattung im Bildungs- und 
Sozialwesen als Voraussetzung 
für ein lebendiges, kulturelles, 
demokratisches und soziales 
Miteinander und damit letztlich 
auch Bedingung für wirtschaft-
liche Entwicklung.

Für die Konkretisierung der 
Pläne für eine neue Bücherei 
werden auch die Planungen für

das ehemalige REWE-Gelände 
am Küsterkamp eine Rolle spie-
len können, denn eine Ansied-
lung der Bücherei in der Innen-
stadt ist eine denkbare und aus 
unserer Sicht auch wünschens-
werte Möglichkeit.

Sie wollen die Stadtbüche-
rei unterstützen? Seit kur-
zem gibt es einen Förder-
verein! Informationen da-
zu erhalten Sie direkt in 
der Stadtbücherei.
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Diesel-Kompromiss:
Da lacht die Autoindustrie

dass Engagement in Barmstedt 
nicht über die Weihnachtsferien 
hinaus zu verlängern, wenn bis 

dahin nicht mindestens 100 
Essen pro Tag verkauft werden. 
Von dieser Zahl sind sie mit 
derzeit täglich 50 Essen noch 
weit entfernt. 

Die BALL wird sich dafür ein-
setzen, dass es auch zukünftig 
ein gesundes und bezahlbares 
Frühstücks- und Mittagsange-
bot an der GSS für Schüler und 
Lehrer gibt. Hierfür müssen Ge-
spräche mit dem Schulverein, IN 
VIA und weiteren potentiellen 
Trägern geführt werden.

Auch am Carl-Friedrich-von-
Weizsäcker-Gymnasium gab es 
Probleme. Nachdem dort im 
letzten Schuljahr die Anzahl 
der freiwilligen Helfer aufgrund 
des zeitgleichen Abgangs von 

Zukunft der Mensa an der GSS ungewiss

Info-Coupon:
❑  Ich interssiere mich 
     für die Arbeit  der BALL
     und wünsche weiteres
     Info-Material .

❑  Ich bitte um ein  
     persönliches Gespräch.

Name

Vorname

Straße

Einsenden an: Helmut Welk,
Nappenhorn 29 · 25355 Barmstedt

N achdem der Schulverein 
der Gottfried-Semper-
Schule in der ersten 

Sommerferienwoche dieses 
Jahrs die Trägerschaft für die 
Schulmensa and der Gemein-
schafts-Schule gekündigt hat , 
ist die Stadt auf der Suche nach 
einer geeigneten Lösung für 
das laufende Schuljahr und die 
Zukunft. Zwar konnte durch das 
schnelle Handeln der Verwal-
tung kurzfristig der Verein IN 
VIA e.V. aus Hamburg einsprin-
gen und die Schüler weiterhin 
mit Mittagessen versorgen; aber 
leider gibt es in der Mensa bis 
auf weiteres kein Frühstück zu 
erwerben. Des Weiteren hat 
IN VIA bereits angekündigt , 

2 Schuljahrgängen stark zurück 
ging, musste eine weitere Ar-
beitskraft auf 450,– Euro Basis 
eingestellt werden. Dies führte 
zu einem Defizit im letzten 
Schuljahr, welches größtenteils 
durch Spenden und aus eigenen 
finanziellen Mitteln ausgegli-
chen werden konnte. Übrig blieb 
am Ende ein Defizit von 2000,– 
Euro, das nach einstimmigem
Beschluss des Ausschusses für
Schule, Sport und Kultur vom 
10.09.2018 von der Stadt aus-
geglichen wird. Der Verein Pau-
sentreff schaut trotz der Schwie-
rigkeiten im vergangenen Schul-
jahr optimistisch in die Zukunft: 
Es engagieren sich wieder mehr 
ehrenamtlichen Helfer und durch 

Henrik Pünner
Hauptausschuss

leichte Preiserhöhungen sind 
die Prognosen durchweg positiv. 
Die BALL wird auch zukünftig 
das Engagement des Vereins 
Pausentreff unterstützen. 
Er leistet seit vielen Jahren 
hervorragende Arbeit und ver-
sorgt die Schüler und Lehrer des

Gymnasiums und der James-
Krüss-Schule mit leckerem und 
frisch zubereitetem Frühstück 
und Mittagessen.

Britt 
Schölermann
Ausschuss f. Kultur
Schule und Sport

KRIEG IST 
NIE DIE
LÖSUNG !

rieg in Europa ist leider 
erneut traurige Realität: 
die russische Führung

unter Putin will politische Ziele
mit militärischen Mitteln durch-
setzen. Russland bricht unver-
hohlen mit dem Völkerrecht 
und den Grundsätzen der UN-
Charta.

Die BALL verurteilt den russi-
schen Einmarsch in die Ukraine 
mit aller Entschiedenheit und 
schließt sich den weltweiten For-
derungen gegenüber der russi-
schen Regierung an, alle militä-
rischen Aktionen einzustellen 
und sich aus der Ukraine zu-
rückzuziehen. Die Grenzen der 
Ukraine sind zu respektieren.
      Unsere Solidarität gilt den
Menschen in der Ukraine. Europa
muss ihnen umfassende huma-
nitäre Hilfe leisten. Das gilt auch
für die Menschen, die vor dem 
Krieg aus der Ukraine geflohen 
sind. Unser Respekt gilt den 
Menschen in Russland, die dort 
ihre Stimme gegen den Krieg 
erheben.

Die russische Aggression ist
wie jeder Angriffskrieg ein Völ-
kerrechtsverbrechen, für das es
keine Rechtfertigung gibt. Eine
Lösung kann es nur am Verhand-
lungstisch geben. Jetzt sind de-
eskalierende Maßnahmen und 
eine kluge Entspannungspolitik 
mit dem Ziel einer gemeinsa-
men europäischen Sicherheits-
architektur notwendig, und wir
wünschen uns, dass die Bundes-
regierung gerade dabei eine 
wichtige Rolle spielt.
      Die BALL teilt die Aussagen 
des Deutsche Gewerkschafts-
bund in einer Resolution vom 
2. März. Dort heißt es am Ende 
unter anderem: „Der DGB und 
seine Mitgliedsgewerkschaften 
halten daran fest, dass die mili-
tärische Friedenssicherung nicht 
zulasten des sozialen Friedens 
erkauft werden darf. Auch wei-
terhin treten der DGB und seine 
Mitgliedsgewerkschaften für 
eine allgemeine und weltweite 
kontrollierte Abrüstung, für die 
Verwirklichung und Erhaltung 
des Friedens und der Freiheit im 
Geiste der Völkerverständigung 
ein.“

K



D er Haushaltsplan 2022 
für die Stadt Barmstedt 
weist ein Defizit bei den 

Einnahmen und Ausgaben von 
rd. 3 Mio Euro aus. Die Stadt 
wird bis Ende 2022, spätestens 
jedoch 2023 ihr bescheidenes 
Eigenkapital aufgebraucht ha-
ben und in die Überschuldung 
rutschen. Es gibt keine Aussicht 
in den nächsten Jahren dies aus 
eigener Kraft zu verhindern. 
      BALL-Fraktionsvorsitzender 
Dr. Günter Thiel zum Haushalt: 

„In Barmstedt werden die höchs-
ten Steuersätze genommen, im 
Haushalt wird jeder Cent umge-
dreht – und dennoch beträgt
das Defizit rd. 3 Mio. Euro. Die 
wesentliche Ursache: Bund 
und Land übertragen den 
Gemeinden viele Aufgaben, 
aber sie geben den Ge-
meinden nicht die dafür er-
forderlichen Steueranteile. 
    Die Finanznot der Gemeinden 
kann überwunden werden. Der
Finanzcrash vor einigen Jahren
und noch mehr die Corona-Kri-

F
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se zeigten, wie in Kürze Hunder-
te von Milliarden mobilisiert 
wurden, von denen viele bei 
Konzernen landeten, die hohe 
Gewinne machten. Hier wären –
bei einer anderen Politik im In-
teresse der großen Mehrheit 
der Menschen – viele Milliarden, 
so auch für die Gemeinden, zu
holen: Dem Staat gehen Milliar-
den durch Steuerflucht und Steu-
ervergünstigungen für große 

Konzerne verloren. Lockdown-
Gewinner wie amazon und die 
IT-Multis zahlen nahezu keine 
Steuern, die Bundesrepublik ist
ein guter Standort für das orga-
nisierte Verbrechen und Wirt-
schaftskriminalität. Die Besteu-
erung von riesigen Vermögen 
und Millioneneinkommen ist viel
zu gering.“ [Aktualisierung: 
Zum angekündigten 100-Milliar-
den-Blitzaufrüstungsprogramm 

der Bundesregierung würde 
Barmstedt rechnerisch rd. 13 
Millionen beitragen. Die Gelder 
wären besser beim Klimaschutz, 
für den Bau von Sozialwohnun-
gen oder zur Linderung sozialer 
Not eingesetzt.]                 
    Weiterhin führte der BALL-
Sprecher aus: „Der Haushalts-
plan enthält trotz der Finanznot 
positive Momente: Erste Überle-
gungen zu weiteren Steuerer-
höhungen wurden sehr schnell 
gestoppt. Insbesondere eine Er-
höhung der Grundsteuer B hätte 
Mieter und Eigenheimbesitzer, 
die aktuell unter den extremen 
Heizkostensteigerungen leiden, 
zusätzlich getroffen, eine Erhöh-
ung der Gewerbesteuer wäre 
ein weiterer Schlag gegen etli-
che Kleinbetriebe.  
     Die Versorgung mit Kita- und 
Krippenplätzen wird verbessert, 
ebenfalls die Schulkinderbetreu-
ung, und Sanierungs- und Erwei-
terungsbauten in den Kita-Ein-
richtungen werden angegan-
gen. Die Schulen, kommunalen 

Stadthaushalt 2022: Finanznot verschärft 

Dr. Günter Thiel
Fraktionsvorsitzender

Tropfen auf den 
heißen Stein

Rückhaltebecken: Die Meierei war’s !

eit vielen Jahren hat Barm-
stedts Politik beim Regen-
rückhaltebecken (RRB) am 

Küsterkamp beide Auge zu ge-
drückt. Nun gab es erneut einen 
negativen Höhepunkt: Wer sich 
am Sonntag, den 23.01.22, und 
an den Folgetagen in der Nähe 
des Küsterkamps aufhielt, konnte 
sich dem unangenehmen Geruch 
kaum entziehen. Zu beobachten 
war neben dem Gestank auch 
eine unnatürliche Wasserfärbung 
sowie eine ungewöhnlich hohe 
Wassertemperatur von über 25 
Grad Celsius bei 7 Grad Außen-
temperatur. Wie die Barmstedter 
Zeitung berichtete (26.01.22) 
hat der Abwasser-Zweckverband 
(AZV) in der Folge die Polizei in-
formiert, die darufhin die Ermitt-
lungen aufnahm. 
     Parallel dazu konnte man seit
Herbst letzten Jahres den Zeitun-
gen entnehmen, dass der Meierei
Barmstedt am Standort Neumün-
ster vorgeworfen wird, seit Jah-
ren mehr Abwasser in die Kanali-
sation einzuleiten, als genehmigt 
worden war. Ein Gutachter soll 
diesen Vorwürfen nun nachge-
hen, erste Ergebnisse werden im 

März erwartet.
    Unter dem Eindruck eben die-
ser Ereignisse stellte die BALL am
31.01.22 bei der digitalen Sitzung
des Ausschusses für Klima, Nach-
haltigkeit und Naturschutz ins-
gesamt acht Fragen an die Ver-
waltung. 
   Die BALL wollte zur Verschmut-
zung des Regenrückhaltebeckens 
wissen, ob der Verursacher ermit-
telt werden konnte und ob es kon-
krete Hinweise auf die Meierei 
Barmstedt gibt. Diese Frage wur-
de am 11.02.22 von der Bürger-
meisterin per Mail an alle Stadt-
vertreter wie folgt beantwortet: 
„[…] teile ich Ihnen mit, dass 
die Ursache für die Verschmut-
zung des RRB und des Grabens 
gefunden und abgestellt wurde. 
Die Verschmutzungen werden 
beseitigt. Der AZV hat zudem 
eine ständige Messstation vor 
Ort  installiert, um schneller rea-
gieren zu können. Die Meierei lei-
tet daher seit vorgestern wieder 
ein, nachdem das eine Woche 
lang untersagt war. Da eine Ein-
leitungsgenehmigung vorliegt, ist 
das möglich, solange die Werte 
in Ordnung sind. […]“ 

   Damit wurde indirekt bestätigt, 
was offenkundig ist, zumal es in 
Barmstedt niemanden gibt, der 
in der Lage ist, solche Wasser-
mengen einzuleiten und ein Ge-
wässer dieser Größenordnung 
auf über 25 Grad zu erwärmen: 
Die Meierei ist für die Verschmut-
zung verantwortlich. Es bleibt je-
doch offen, welche Art der Ver-
schmutzung hier vorliegt und wel-
che Schäden für die Natur ent-
standen sind. Außerdem interes-
siert die Öffentlichkeit, welche 
Konsequenzen der Meierei für ihr 
Umweltvergehen drohen.

   Weiterhin fragte die BALL, wel-
che Mengen Brüden- und Abwas-
ser die Meierei jährlich einleiten 
darf, inwiefern sich die Mengen 
über die Jahre verändert haben 
und wie dies überprüft wird. Laut
Homepage der Meierei stieg die 
verarbeitete Milchmenge in den 
letzten Jahren sehr stark an. Es 
ist also zu erwarten, dass auch 

er Ausschuss für Kultur, 
Schule und Sport hat 
sich auf seiner Sitzung 

am 27. August mit der Digita-
lisierung der Schulen befasst. 
Dabei geht es um den Einsatz 
von Computern bzw. Tabletcom-
putern im „normalen“ Unterricht. 
Voraussetzung dafür ist, dass 
die Schulen mit WLAN ausge-
stattet sind. Per WLAN können 
die Computer drahtlos auf das 
Schulnetz / Internet zugreifen 
und auch Daten untereinander 
austauschen.

Aus den Fördermitteln der 
Bundesregierung (Digitalpakt 1)
werden an den Barmstedter 
Schulen die Voraussetzungen 
geschaffen, um Tablets im Un-
terricht nutzen zu können. 
Neben technischen Maßnahmen 

D

Öffentlicher Personennahverkehr

(Verkabelung, WLAN) gehören 
dazu die Ausstattung und Fort-
bildung von Lehrkräften.

Aus einem zusätzlichen So-
fortausstattungsprogramm der 
Bundesregierung werden Tablet-
Koffer angeschafft. Dabei handelt
es sich um einen Klassensatz 

von Tabletcomputern (in einem 
Koffer), die für ein Unterrichts-
vorhaben ausgeliehen werden 
und damit zeitweise von ver-
schiedenen Klassen genutzt wer-
den können.

In der Ausschusssitzung ging
es um die Frage, wie jede Schü-

lerin und jeder Schüler mit einem
Gerät ausgestattet werden kann. 
Zu diesem Punkt haben die El-
tern über die Schulkonferenz ein 
Mitspracherecht – im Ausschuss 
ging es um die Finanzierung der 
Geräte für Schüler(innen).

Der Ausschuss hat beschlos-
sen, dass (zunächst) je ein Jahr-
gang des Gymnasiums und der 
Gottfried-Semper-Schule mit Ta-
blets ausgestattet werden sollen.

Die Finanzierung der Geräte 
(Apple-Ipads) der Geräte ist 
folgendermaßen vorgesehen:
1. Die Eltern schaffen das Tablet 
an (Finanzierung oder Sofortkauf)
2. Die Eltern leihen das Gerät für 
eine Leihgebühr von 5,00 Euro 
pro Monat

Familien mit geringem Ein-
kommen erhalten das Gerät 

kostenlos, damit niemand aus 
finanziellen Gründen von der 
digitalen Bildung ausgeschlossen 
wird – dieser Punkt ist für die 
BALL besonders wichtig und 
wird auch von den anderen 
Fraktion mit getragen.

Dieser Vorschlag ermöglicht 
den beiden großen Barmstedter 
Schulen (Schülerinnen und Schü-
lern, Eltern und Lehrkräften), in 
einem Jahrgang umfassende 
Erfahrungen mit dem unterricht-
lichen Einsatz von Tablets zu ge-
winnen. Durch die Begrenzung 
auf einen Jahrgang bleibt der 
finanzielle Aufwand für alle Be-
teiligten überschaubar und kann 
in der Zukunft genauer kalkuliert 
werden.

Die nicht dem ausgewählten 
Jahrgang angehörenden Schüle-
rinnen und Schüler werden nur 
zeitweise mit Tablets arbeiten 
können (Kofferlösung), aber 
auch sie werden von den Erfah-
rungen des Tablet-Jahrgangs 
profitieren.

N icht nur die Corona-Kri-
se stellt uns vor nie da-
gewesene Herausforde-

rungen, sondern erst recht die 
Klimakrise: Wälder sterben an 
Trockenheit, eine Hitzewelle legt 
ganz Europa lahm und im Glo-
balen Süden verlieren Millionen 
Menschen durch Dürren, Stürme 
und Überflutungen ihre Lebens-
grundlagen. Selbst die Arktis 
erreicht Hitzerekorde von bis zu 
38 Grad. Die Bundesregierung 
muss auf die Wissenschaft hö-
ren und endlich entschlossen 
handeln.

Diesen Herbst hat sie die bes-
te Gelegenheit dazu: Beim EU-
Gipfel im Oktober wird über die 
europäischen Klimaziele als Bei-
trag zum Pariser Klimaabkom-
men entschieden. Deutschland 
hat den Vorsitz und steht des-
halb in der Verantwortung, dass 
die EU-Staaten beschließen, die 
Treibhausgasemissionen bis 
2030 um mindestens 65 Prozent 
zu reduzieren. Nur so können 
wir unseren Teil dazu beitragen, 
dass die Erderhitzung nicht die 
kritische 1,5-Grad-Schwelle über-
schreitet. Jenseits der 1,5-Grad-
Grenze wird die Klimakrise brand-
gefährlich und beginnt sich selbst 
zu verstärken. Schon jetzt ver-
stärkt die Klimakrise Ungerech-

tigkeiten und trifft diejenigen 
besonders hart, die am wenigs-
ten zur Erderhitzung beitragen, 
insbesondere im Globalen Süden.

Die Bundesregierung muss 
endlich ihre Hausaufgaben ma-
chen, denn genau diese 1,5-Grad-
Grenze ist mit dem derzeitigen 
Stillstand beim Erneuerbaren-
Ausbau und einem Kohleaus-

stieg in Deutschland erst 2038
nicht einzuhalten. Das Kohle-
Gesetz der Bundesregierung be-
friedet den Konflikt um die Koh-
le nicht. Wer die Wählerstimmen 
für die Bundestagswahl im näch-
sten Jahr will, muss schnellsmög-
lich, spätestens 2030, aus der 
Kohle aussteigen. Für die Ener-
giewende brauchen wir jetzt 

Offene Ganztagsschule
droht an fehlenden Räumen 
zu scheitern

Herbert Flick
Ausschuss f. Kultur
Schule und Sport

Tablets im Schulunterricht:

Pilotprojekt gestartet

den massiven Ausbau der Er-
neuerbaren: auf mindestens 75 
Prozent bis 2030.

Mit den Corona-Konjunktur-
hilfen nimmt die Bundesregie-
rung viel Geld in die Hand. Statt 
Staatshilfen für klimaschädliche 
Industrien braucht es angesichts 
der Klimakrise jetzt eine sozial-
ökologische Transformation der 
Wirtschaft: Klimaschutz und so-
ziale Gerechtigkeit müssen die 
Eckpfeiler aller Investitionen sein. 
Die klimapolitischen Herausfor-
derungen eröffnen die Chance, 
Soziales neu zu denken und so 
mehr Lebensqualität für alle zu 
schaffen. Wir wollen einen so-
lidarischen Sozialstaat, in dem 
Strom, Wohnen, Lebensmittel 
und Mobilität klimafreundlich 
und für alle bezahlbar sind.

Für starke EU-Klimaziele, 
einen Kohleausstieg 2030 und
eine sozial-ökologische Trans-
formation gehen wir als Klima-
aktivist*innen, Umwelt-, Ent-
wicklungs- und Sozialverbände 
am Freitag, den 25. September 
bundesweit auf die Straßen. 
Gemeinsam stellen wir uns hin-
ter Fridays for Future und ihren 
weltweiten Aktionstag. Der Pro-
test und die Forderungen der 
Schüler*innen sind notwendig, 
um die Erderhitzung zu stoppen.

Dieser Text wurde aus dem Aufruf 
des Unterstützerbündnis Klima-Streik 
25.9. übernommen und teilweise ge-
kürzt. Den vollstänigen Text und 
weitere Infos finden Sie auf der Inter-
netseite www.klima-streik.org.

ELMSHORN
Freitag, 25. September
10 Uhr Buttermarkt

Mit FridaysForFuture auf die Straße!

n der letzten BALL-Zeitung 
hatten wir über die mög-
liche Ausweitung des öf-

fentlichen Nahverkehrs in Barm-
stedt berichtet . Nachdem ein 
Projekt „Bürgerbus“ keine po-
litische Mehrheit gefunden 
hatte, wurde im Sozialausschuss 
beschlossen, mit dem Kreis 
Pinneberg in Verhandlungen zu 
treten, den öffentlichen Nahver-
kehr (ÖPNV) zu erweitern.

I Mittlerweile hat es dazu Be-
ratungen zwischen der Verwal-
tung, Vertretern der Parteien 
und dem ÖPNV-Management 
des Kreises gegeben. Erarbeitet 
wurden dabei Vorschläge, wie 
das System der „Anruf-Sammel-
Taxis“ (AST) ausgebaut werden 
könnte. Dazu gehören die Tak-
tung dieser Busse sowie die Ein-
richtung zusätzlicher Haltestel-
len. Letzteres ist vor allem not-

wendig, weil es mehrere Neu-
baugebiete gibt , die bisher 
außen vor sind.

Diese Vorschläge wurden 
jetzt vom Verkehrsausschuss 
des Kreises bestätigt und sollen 
mit dem Fahrplanwechsel im 
Dezember in Kraft treten.

Wir werden sie selbstver-
ständlich weiter informieren.

Meierei /Käsefabrik:
Wasservertrag kündigen!

ie „Offene Ganztags-
schule“ war erneut 
ein zentrales Thema in 

der letzten Sitzung des Aus-
schusses für Schule, Sport und
Kultur. Die BALL hatte in der 
Stadtvertretersitzung am 
11.06. noch einmal versucht, 
gegen die Erhöhung der Ent-
gelte für die Schulkinderbetreu-
ung vorzugehen, alle anderen 
Fraktionen stimmten jedoch 
gegen den Antrag. Allerdings
konnten wir erreichen, dass 
der Anfang des Jahres einge-
richtete Arbeitskreis zum The-
ma OGTS seine Arbeit endlich
aufnimmt um u.a. die Entgelt-
ordnung erneut zu diskutieren.

Derzeit ist eine der größ-
ten Herausforderungen die 
sehr angespannte Raumsitua-
tion an allen Schulen. Sowohl 
für die Schulkinderbetreuung 
als auch für die Kursangebote 
der OGTS werden Räume be-
nötigt, die es derzeit einfach 
an den Schulen nicht gibt. Die 
knappen räumlichen Ressour-
cen könnten bei weiterhin 
steigenden Anmeldezahlen in 
der Betreuung sogar zu einem 
Aufnahmestopp führen, was 
es unbedingt zu vermeiden 
gilt. Viele berufstätige Eltern 
sind auf die Betreuung ange-
wiesen, und ab 2025 haben 
sie auch gesetzlich einen 
Rechtsanspruch auf Ganztags-

betreuung. Bis dahin muss also 
noch einiges an den Barmstedter 
Schulen passieren. In diesem 
Zuge wurde auch diskutiert, ob 
die James-Krüss-Schule (JKS) 
zukünftig zu einer Offenen Ganz-
tagsschule umgewandelt werden 
sollte. Auch hier sind derzeit die 
zur Verfügung stehenden Räume 
nicht ausreichend für die Einfüh-
rung einer Ganztagsschule.

Aus Sicht der BALL führt 
kein Weg daran vorbei, die 
Räumlichkeiten vor allem an der 
Gottfried-Semper-Schule (GSS) 
und der JKS zu erweitern. Auch 
ein von der Stadt in Auftrag ge-
gebenes Gutachten lässt keinen 
Zweifel daran, dass die prognos-
tizierten steigenden Schülerzah-
len und der Rechtsanspruch

auf Ganztagsbetreuung die 
Kapazitäten der GSS sprengen 
werden, und das bereits in we-
nigen Jahren. Das Raumproblem 
betrifft die Schulen und Kitas 
gleichermaßen. Darum hat der 
Sozialausschuss auf Vorschlag 
u.a. der BALL beschlossen, eine 
Arbeitsgruppe einzurichten. 
Hier sollen von der Politik, Kitas, 
Schulen und Verwaltung gemein-
sam Ziele erarbeitet werden.
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E s ist bekannt, dass die 
Meierei/Käsefabrik gut 
doppelt so viel Wasser 

im Jahr verbraucht wie die 
gesamte Barmstedter Bevölke-
rung. Einige Hunderttausende 
von Kubikmetern schöpft die 
Meierei kostenlos aus ihrem 
eigenen Brunnen. Das Wasser 
wird aus dem gleichen Grund-
wasserleiter in rd. 110 Metern 
Tiefe entnommen, aus dem die 
Stadtwerke die Bevölkerung 
versorgen. Keiner weiß, wie 
nachhaltig dieser Grundwas-
serleiter ist. Dann kauft die 
Meierei/Käsefabrik über einen 
Wasservertrag riesige Wasser-
mengen von den Stadtwerken 
hinzu. Was die Meierei/Käse-
fabrik dafür bezahlt, wird vor
der Bevölkerung geheim ge-
halten. So ist es üblich in einer 
Gesellschaft, die den großen 
Unternehmen etliche Sonder-
tarife, Vergünstigungen, Steu-
ergeschenke oder Abgabenbe-
freiungen gewährt. Die BALL 
ist der Auffassung, dass der 
Wasserliefervertrag mit der 
Meierei /Käsefabrik gekündigt 
werden muss. Der Bezug von 
Wasser für die industrielle 
Nutzung muss deutlich teurer 
werden und es darf keinen 
Mengenrabatt geben:  je mehr 
Wasser verbraucht wird, um 

so billiger –  das kann so nicht 
weitergehen.  

Das zweite Problem des rie-
sigen Wasserverbrauchs durch 
die Meierei/Käsefabrik ist die 
Abwasserentsorgung. Bekannt-
lich leitet die Meierei/Käsefabrik 
riesige Mengen Brüdenwassers 
in die Regenwasserkanalisation 
ein, und sie hat dafür vor Jahren 
einen niedrigen Sondertarif „indu-
strielle Abwasser“ erhalten.  Die 
Sanierungsarbeiten u. a. am  Re-
genwasserrückhaltebecken am 
Küsterkamp sind auch anteilig 
durch die Einleitungen der Mei-
erei/Käsefabrik erforderlich ge-
worden. Die BALL erwartet, dass 
der Abwasserzweckverband 
AZV die Meierei gleichermaßen 
wie die Bevölkerung für ihre 
Einleitungen zur Kasse bittet.

Britt
Schölermann
Ausschuss für Klima,
Nachhaltigkeit und
Naturschutz

Einrichtungen und die Sportför-
derung sind abgesichert. Es gibt 
Hoffnung, dass es in diesem 
Jahr mit dem Erweiterungsbau 
an der Grund- u. Gemeinschafts-
schule voran geht, und es muss 
ein neuer Nahversorger in der 
August-Christen-Straße gefun-
den werden. Ein weiterer wichti-
ger Schwerpunkt für die BALL 
wird die Umsetzung verschiede-
ner Maßnahmen zur Verkehrs-
beruhigung (Tempo 30), zum 
Ausbau des Radwegenetzes und 
zur Energieeinsparung in den 
öffentlichen Gebäuden sein,
und dann müssen große Klima-
schutzschritte angegangen 
werden.“

  
 
     Massiv kritisierte der BALL-
Fraktionsvorsitzende dies: „Der
Haushalt geht nicht auf die er-
heblich verschlechterte soziale 

Situation vieler Menschen ein: 
stark gestiegene Lebensmittel-
preise, hohe Mieten, hohe Strom-
preise, extreme Heizkostenstei-
gerun-gen bis zu 70 %, starke 
Umsatzeinbrüche bei Kleinun-
ternehmen. Im Haushaltsplan 
der Stadt taucht die soziale 
Not in Barmstedt nicht auf. 
Die BALL erwartet zumin-
dest, dass niemandem bei 
Zahlungsproblemen Strom, 
Heizung oder Wasser abge-
dreht wird. Ansonsten un-
terstützen wir die Forde-
rungen von Sozialverbän-
den, dass unverzüglich 
Wohngeld, Hartz-4-Regel-
sätze, Grundrenten und 
Sozialhilfe stark erhöht 
werden müssen, um wei-
tere Armut zu verhindern. 
Weiterhin verlangt die BALL,
dass es mit dem Bau von 
Sozialwohnungen zu be-
zahlbaren Mieten voran ge-
hen muß. Wir treten dafür 
ein, dass zunächst ca. 40 
Wohnungen gebaut werden, 
die auch mit Förderung 
durch die Stadt bezahlbare 
Mieten ermöglichen.“

s klingt wie eine nie en-
dende Geschichte – aber 
nun scheint die Entschei-

dung für die neue Kindertages-
stätte endgültig gefallen zu 
sein. Nach mehr als einem Jahr 
Diskussion und immer wieder 
neuen Standortvorschlägen hat-
te die BALL im Sozialausschuss 
vorgeschlagen, die neue Kita im 
zukünftigen Baugebiet „B 72 a“ 
(nördlich des SSV Sportplatzes 
und östlich des Bornkamps) 
zu bauen. Nachdem auch der 
Bauausschuss dem zugestimmt 
hatte, hat nun auch die Stadt-
vertretung in ihrer Sitzung am 
25. September diesen Standort 

– gegen die Stimmen der CDU- 
Vertreter beschlossen.

Geplant sind an diesem Stand-
ort 3 Krippen- und 2 Elementar-
gruppen für insgesamt 70 Kinder. 

Eine spätere Vergrößerung der 
Kita durch einen Anbau soll er-
möglicht werden.

Bis die ersten Kinder dort ein-
ziehen können, wird aber noch 
eine ganze Zeit ins Land gehen.
Bevor der eigentliche Bau be-
ginnt, müssen die vielfältigen 

rechtlichen Voraussetzungen ge-
schaffen werden. Dazu gehören 
Bauvorschriften, Fragen der Ent-
wässerung des Grundstücks, Um-
weltauflagen und vieles mehr. 
Letztlich muss natürlich auch die 
Finanzierung z. B. durch Förder-
gelder auf den Weg gebracht 
werden. Bis zur Eröffnung der 
Kita wird es also wohl 1,5 bis 2 
Jahre dauern.

Container als 
Übergangslösung

Um diese lange Zeit zu überbrü-
cken sollen Krippenplätze vor-
übergehend in Containern ge-
schaffen werden. Diese Variante 
fand in der Stadtvertretung die 
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eit dem 16.02.2018 sam-
meln Mieterbund und So-
zialverband Schleswig-

Holstein Unterschriften für 
mehr bezahlbaren Wohnraum. 
Wenn es gelingt, innerhalb 
eines Jahres 20.000 gültige 
Unterschriften zusammen zu
bekommen, muss sich der 
Landtag in Kiel mit dem Anlie-
gen beschäftigen. Ziel ist das
Recht auf angemessenen 
Wohnraum in der Landesver-
fassung zu verankern.

Angemessener Wohnraum 
ist für jeden Menschen unver-
zichtbar. Die Wohnung ist für 
den Menschen Lebensmittel-
punkt, Rückzugsbereich und 
Ruhepol zugleich.

In Schleswig-Holstein ste-
hen viele Menschen vor gros-
sen Problemen, angemessenen 
und bezahlbaren Wohnraum 
zu finden. Insbesondere in 
den Großstädten sowie im 
Hamburger Umland konkur-
rieren Studenten, Alleinerzie-
hende, Menschen mit schlecht 
bezahlten Jobs sowie Arbeit-
suchende und Rentner um das 
knapper werdende Angebot 
auf dem „Wohnungsmarkt”.

„Die Aufgabe, für angemes-
senen Wohnraum zu sorgen, 
ist von zentraler gesellschaftli-
cher Bedeutung und damit als 
gemeinschaftliche Aufgabe zu 
verstehen, die in der Landes-
verfassung verankert werden
muss”, so die Initiatoren der 
Volksinitiative.

In der Vergangenheit ha-
ben diverse Landesregierun-
gen sowie Städte und Gemein-
den aller Größen Entscheidun-
gen getroffen, die bezahlbaren 
und angemessenen Wohnraum 
vernichtet haben. Von ehemals 
etwa 220.000 öffentlich ge-
förderten Wohnungen in 
Schleswig -Holstein sind zu 
Beginn des Jahres 2017 nur 
noch ca. 47.000 übrig. Somit 
ist der Bestand auf rund ein 
Fünftel zusammengeschmol-
zen. Dieses Angebot ist voll-
kommen unzureichend und 
daher dringend und schnellst-
möglich erheblich zu erwei-
tern.

Mieterbund und Sozialver-
band in Schleswig-Holstein 
gehen davon aus, dass jährlich 
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Klaus Kuberzig
Ausschuss für
Jugend u. Soziales

etwa 8.000 preisgünstige, 
geförderte Sozialwohnungen 
zusätzlich im nördlichsten 
Bundesland gebaut werden 
müssen, um dem Bedarf an 
bezahlbarem Wohnraum 
mittel- und langfristig gerecht 
zu werden. Außerdem muss
es mehr barrierefreie Woh-
nungen für Senioren und 
Menschen mit Behinderun-
gen geben!

Die „Mietpreisbremse” 
wirkt nicht – hier muss drin-
gend nachgebessert werden!

Die Neugründung kom-
munaler Wohnungsbaugesell-
schaften sind  mit Landesmit-
teln zu fördern!

Alle Bürgerinnen und 
Bürger mit dem Wohnsitz 
in Schleswig-Holstein, die 
das 18. Lebensjahr vollendet 
haben, können mit Ihrer Un-
terschrift die Volksinitiative 
für bezahlbaren Wohnraum 
unterstützen. Über 17.000 
Unterschriften sind bereits 
nach knapp sechs Monaten 
gesammelt worden.

Leider ist es aus rechtli-
chen Gründen nicht möglich,
sich online an der Volksini-
tiative zu beteiligen. Gültig 
sind lediglich Eintragungen in 
Papierform.

Unterschriftenlisten kann 
man beim Sozialverband in
Barmstedt oder von der In-
ternetseite www.sovd-sh.de 
heruntergeladen. 

Die Barmstedter Linke Liste
unterstützt die Volksinitia-
tve. Sammellisten können
auch hier unter der Telefon-
nummer 04123-6172 ange-
fordert werden. 

Die unterzeichneten 
Listen müssen bis Anfang 
Februar in der Geschäfts-
stelle des Sozialverbands 
Deutschland, Landesverband 
Schleswig-Holstein e.V., 
Muhliusstraße 87, 24103 Kiel 
abgegeben werden.
Telefon (0431) 98 388 0
Mail: info@www.sovd-sh.de

Helmut Welk
Bau- und Umwelt-
ausschuss

Mit zusätzl ich rund 
126.000,– Euro sollten 
Eigenheimbesitzer und 

Mieter im nächsten Jahr durch 
die Erhöhung der Grundsteuer B 
belastet  werden. Gegen den
erheblichen Widerstand von 
BALL und SPD beschlossen CDU,
Grüne und FWB dies mit knap-
per Mehrheit auf der Haupt-
ausschusssitzung am 12.9.2018. 
Zudem wollten sie von den Ge-
werbesteuerzahlern rd. 49.000,– 
Euro mehr einnehmen. 
Hintergrund: Die CDU/FDP/
GRÜNEN-Landesregierung hatte 
den Kommunen die Absicht mit-
geteilt finanzschwache Kommu-
nen wie Barmstedt zur deutli -
chen Erhöhung der Grundsteuer
B von 390 auf 425 Punkte und

der Gewerbesteuer von 370 auf 
380 Punkte zu zwingen, sofern 
sie vom Land „Fehlbetragszu-
weisungen“ erhalten wollen. 
Fehlbetragszuweisungen erhal-
ten Kommunen mit Defiziten 
im Verwaltungshaushalt . In 
Barmstedt wird das Defizit Ende 
2018 voraussichtlich bei rd. 4.5 
Mio. Euro liegen. Die Höhe der 
in Aussicht gestellten Fehlbe-
tragszuweisung kennt keiner, 
aber sie wird nur einen kleinen 
Bruchteil des Haushaltsdefizits 
ausmachen. 
n   Die von CDU, Grünen und 
FWB im Hauptausschuss vorbe-
reiteten  Steuererhöhungen 

M
Nein zur Grundsteuererhöhung!

sollten nun im Eilverfahren auf 
der Stadtvertretersitzung am 
25.9.2018 abgesegnet werden.
Dazu kam es nicht. Alle stimm-
ten dem SPD-Antrag zu zunächst 
den endgültigen Erlass der 
Landesregierung abzuwarten. 
Damit ist die Entscheidung über 
die von CDU, Grünen und FWB 
geplanten Steuererhöhungen 
vorerst verschoben. Dazu hat 
ganz offensichtlich auch der Wi-
derstand in der Bevölkerung ge-
gen eine weitere Erhöhung der 
Grundsteuer beigetragen. Für 
die Barmstedter/innen besteht 
somit die Chance stärker zum 
Ausdruck zu bringen, was sie 
von einer weiteren Belastung 
von Mietern und Eigenheimbe-
sitzern halten.
n   Im Hauptausschuss und in 
ihrer Pressestellungnahme hat 
die BALL-Fraktion u. a. erklärt: 

„Die BALL lehnt die Steuerer-
höhungen aus zwei Gründen 
ganz klar ab: Erstens: Die CDU/

FDP/GRÜNEN-Landesregierung 
schreibt den gewählten Gemein-
devertretungen in den finanz-
schwachen Kommunen vor, dass 
sie die Bürger stärker abkassie-
ren müssen, wenn sie etwas 
mehr an Landesmitteln erhalten 
wollen. Das ist Erpressung und 
hat nichts mit kommunaler 
Demokratie und dem grundge-
setzlich verbrieften Recht auf 
Selbstverwaltung zu tun. 
Die Alternative: Es ist notwen-
dig, dass die Kommunen deut-
lich höhere Steueranteile vom 
Land und Bund erhalten, um ihre 
Aufgaben ohne Verschuldung 
erfüllen zu können, und über 
die Verwendung dieser Mittel 
haben die gewählten Stadtver-
tretungen ohne verpflichtende 
Vorgaben der Landesregierung 
frei zu entscheiden.

Besonders finanzarme Kom-
munen benötigen einen Schul-
denschnitt, wie er in Milliarden-
höhe den Großbanken gewährt 

wurde und angesichts des der-
zeit hohen Steueraufkommens 
auch möglich ist.
Zweitens: Die Erhöhung der
Grundsteuer ist zutiefst un-
sozial : Barmstedt ist deshalb 
finanzschwach, weil das Steuer-
aufkommen der hier lebenden 
Menschen und Kleinbetriebe 
geringer ist, aber die Stadt viele 
Aufgaben bewältigen muss, für 
die sie zu wenig Steueranteile 
vom Land und Bund erhält. 
Und jetzt verlangt die Landes-
regierung, dass ausgerechnet 
die Menschen mit geringeren 
Einkommen mit noch höheren 
Steuersätzen belastet werden, 
obwohl sie schon seit Jahren
die landesweit höchsten Grund-
steuern zahlen.
 
Da die Grundsteuer B auf 
die Mieter umgelegt wird, 
werden die Mieten noch 
weiter in die Höhe gehen.“ 

Dr. Günter Thiel
Fraktionsvorsitzender

Stadtvertretung beschließt einen neuen Standort

Kommt nun endlich die neue Kita?

Zustimmung aller Fraktionen. Ein 
möglicher Standort könnte dafür 
der ursprünglich für die Kita 
vorgesehene Platz im Baugebiet 

„B 72 b“ an der Düsterlohe sein. 
Wegen des dort zu erwartenden 

„Bauverkehrs“ für die geplanten 
Wohnhäuser wäre aber auch ein 
anderer Standort denkbar. 

Interessenbekundungs-
verfahren läuft

Mehrere Träger haben nach der 
erfolgten Ausschreibung ihr Inte-

resse bekundet die neue Kita 
zu betreiben. Eine Arbeitsgrup-
pe des Sozialausschusses wird 
in den kommenden Wochen 
die Vorschläge prüfen und 
dann der Stadtvertretung ei-
nen Vorschlag unterbreiten.
n  Fazit
Seit 2014 wurde in den ver-
schiedenen Gremien immer 
wieder über die Notwendig-
keit einer zusätzlichen Kita 
diskutiert – ohne jedoch zu 
einem Ergebnis zu kommen. 
Dabei stiegen die Zahlen 
auf den Wartelisten ständig, 
obwohl es ein gesetzliches 
Recht auf einen Kindergarten-
platz gibt (bundesweit fehlen 
immer noch 350.000 Plätze).
Wenn also auch in Barmstedt 
von einer „wachsenden Stadt“ 
gesprochen wird, so sind die 
politisch Verantwortlichen auf-
gefordert, in ihren Planungen 
von Beginn an die Frage der 
Unterbringung der Kinder zu 
berücksichtigen und auch in 
die Tat umzusetzen. Die BALL-
Vertreter werden hierzu – wie 
auch in der Vergangenheit – 
Vorschläge unterbreiten.

VOLKSINITIATIVE
für bezahlbaren Wohnraum

Aufnahme des Rechts auf angemessenen 
Wohnraum in die Landesverfassung

ür Geringverdiener und 
auf Grundsicherung An-
gewiesene wird es ange-

sichts weiter stark steigender 
Energiepreise immer schwieri-
ger, über die Runden zu kom-
men. Die Bundesregierung küm-
mert das aktuell nicht – sie hat
nichts zu bieten außer einem 
geringen Heizkostenzuschuss, 
der von einem Bündnis aus 19
Mieter- und Sozialverbänden,
Gewerkschaften und Kinderhilfs-
organisationen als unzureichend 
kritisiert wird. Das Bündnis ver-
langt Sofortmaßnahmen zur Ent-
lastung von armen Haushalten.
      „Die Regierung muss end-
lich handeln. Viele Menschen 
mit geringen Einkommen wis-
sen nicht mehr, wie sie die stei-
genden Energiekosten stemmen
sollen”, erklärte die Präsidentin 
des Sozialverbands VdK, Ulrike 
Mascher. Es reiche nicht, nur an-
zukündigen, dass die EEG-Um-
lage abgeschafft werde, dies

müsse sofort passieren. Ebenso 
müsste die Stromsteuer gesenkt
und die Energiekosten müssten 
in das Wohngeld eingerechnet 
und jährlich an die Preisent-
wicklung angepasst werden.
    Die Gewerkschaften fordern, 
die Mehrwertsteuer auf Energie

in Höhe von 19 Prozent auszu-
setzen und Familien einen ein-
maligen Kinderbonus von 200 
Euro zu zahlen. Grundsicherungs-
empfänger sollten einen zu-
sätzlichen Betrag von 200 Euro 
erhalten.
    Alleine durch die gestiege-
nen Energiepreise wurden 
dem Staatshaushalt Mehrein-
nahmen von rund 1,5 Milliar-
den Euro in die Kassen ge-
spült.
     Um die Lasten etwas zu lin-
dern, will die neue Bundesre-
gierung ab März/April einen 
Zuschuss für die Heizkosten 
zahlen. Unterstützt werden 
demnach unter anderem Bezie-
her von Wohngeld, Studenten 
mit Bafög und Auszubildende. 
Sie sollen einmalig 135,– Euro 
erhalten, wenn sie allein leben. 
Ein Paar bekommt 175,– Euro 
und für jede weitere Person im 
Haushalt kommen noch einmal 
35,– Euro obendrauf.

     Der vorgesehen Zuschuss 
dürfte kaum ausreichen, um 
die Belastungen für arme 
Menschen erträglicher zu 
machen.

die Belastung der Kanalisation 
stark zugenommen hat. Leider 
hat der AZV die Frage nur sehr 
lückenhaft beantwortet. Es wur-
den weder Aussagen über die 
Mengen gemacht, noch über den
Zusammenhang mit der Verschlam-
mung des Regenrückhaltebeckens. 
     Aktuell wird eine teure Ent-
schlammung als Sanierungsmaß-
nahme am Regenrückhaltebek-
ken vom AZV durchgeführt –
mit hohen Belastungen für die
umliegende Natur und zu hohen
Kosten für die AZV-Kunden. Der 
Politik wurde seinerzeit erklärt,
dass der Grund für die Ver-
schlammung  „der Eintrag von 
Sedimenten von Straßen und Pri-
vatflächen“ ist und dass das 
Restvolumen des Regenrückhal-
tebeckens zukünftig nicht mehr 
ausreicht. 
    Die BALL fragt: Hat die extrem 
hohe Abwassermenge der Meie-
rei maßgeblich zu der Verschlam-
mung des Regenrückhaltebek-
kens geführt bzw. führten die 
erhöhten Brüdenwassermengen 
dazu, dass das Restvolumen des 
Beckens nicht mehr ausreichte? 
In diesem Fall müsste die Meierei 
für die Sanierungskosten auf-
kommen. Das Gegenteil ist wohl 
eher der Fall: Zu extrem günsti-
gen Gebühren kann die Meierei 
weiterhin ihr Brüdenwasser in 
die Regenwasserkanalisation 
einleiten. Die BALL meint: Damit 
muss endlich Schluss sein! 
   Noch sind viele Fragen unbe-
antwortet. Wir werden auch in 
Zukunft der Sache weiter auf den 
Grund gehen.
   (Anmerkung: Unsere vollstän-
dige Anfrage sowie die Stellung-
nahmen der Bürgermeisterin 
und des AZV können auf unserer 
Homepage nachgelesen werden.)


